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Heute kein Vaterland im Briefkasten?  
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unsere Abo-Hotline unter +423 236 16 61 an. Nachlieferung erfolgt bis mittags.

Aktueller Zwischenstand von gestern Abend: 418 Teilnehmer. 
Jetzt mitmachen auf: www.vaterland.li
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Umfrage der Woche 

Frage: Sollen gegen das Coronavirus 
Geimpfte Privilegien erhalten?

Schellenberg: Biogas und  
Naturstrom wird Pflicht 
Wer künftig Mieter einer gemeindeeigenen Lie-
genschaft in Schellenberg wird, muss verpflich-
tend erneuerbare Energie beziehen: Biogas für die 
Heizung und LiStrom natur für alles Elektrische. 
Für Immobilien, welche die Gemeinde Schellen-
berg selbst nutzt, gilt diese Verpflichtung eben-
falls. Dies hat der Gemeinderat in seiner Sitzung 
vergangene Woche beschlossen.   

Die Umweltkommission hat entsprechende 
Empfehlungen an den Gemeinderat herangetra-
gen: Wenn alle nicht vermieteten, gemeindeeige-
nen Liegenschaften sowie alle vermieteten Lie-
genschaften mit Biogas versorgt werden, könne 
der Anteil an erneuerbarer Wärmeenergie von 
35 Prozent auf 84 Prozent erhöht werden. Dies sei 
mit Mehrkosten von ca. 18 000 Franken pro Jahr 
verbunden. Einige Gemeinderäte äusserten Be-
denken, dass zuerst die Liegenschaften besser ge-
dämmt werden müssten, doch schliesslich votier-
te eine Mehrheit des Gemeinderats bei beiden 
Arten von Liegenschaften für die Biogas-Ver-
pflichtung. 

Ein zweiter Vorschlag lautete, dass alle ver-
mieteten und eigenen Liegenschaften der Ge-
meinde ausserdem mit «LiStrom natur plus» ver-
sorgt werden sollen – dies ebenfalls verbindlich in 
den Mietverträgen festgehalten. Die Idee fand Zu-
stimmung für die Gebäude, die von der Gemeinde 
genutzt werden. Für die vermieteten Immobilien 
jedoch wurde eine abgeschwächte Variante ge-
wählt: Hier ist das Produkt «LiStrom natur» ver-
pflichtend in die künftigen Mietverträge aufzu-
nehmen. Sowohl beim Biogas- als auch beim 
Strombezug sind die bestehenden Mieter noch 
nicht von den Verpflichtungen betroffen. (db) 

Eigene und vermietete Liegenschaften der Ge-
meinde Schellenberg müssen künftig verpflichtend 
mit Strom und Gas aus erneuerbaren Energien 
 versorgt werden. Bild: pd

Uni Liechtenstein trennt sich von  
«Aushängeschild» für Krenkel-Projekt 
Die Universität entlässt Rechtsprofessor Nicolas Raschauer. Hintergrund ist ein Steuerdelikt. 

Gestern teilte die Universität 
Liechtenstein mit, dass sie mit 
sofortiger Wirkung den Anstel-
lungsvertrag mit dem Inhaber 
des Lehrstuhls für Bank- und Fi-
nanzmarktrecht auflöse. Besag-
ter Inhaber des Lehrstuhl war 
seit 2016 Professor Nicolas Ra-
schauer. Hintergrund der Tren-
nung von Raschauer war offen-
bar ein Steuerdelikt. So heisst es 
in der Medienmitteilung der 
Universität: «Für ein Steuerde-
likt in Österreich aus der Zeit vor 
seiner Tätigkeit an der Universi-
tät Liechtenstein wurde der Pro-
fessor, der sich geständig zeigte, 
letzte Woche verurteilt.» 

Dubioses Projekt zum  
Verfassungsjubiläum 
Nicolas Raschauer war auch 
das Aushängeschild vom Pro-

jekt «100 Jahre Verfassung 
Liechtensteins». Der Rechts-
professor und weitere Mitar-
beiter seines Lehrstuhles ver-
fassten Fachbeiträge für das 
Forschungsprojekt. Auf dem 
Impressum des Projekts war 
anfangs auch das Unterneh-
men «SAEC» aufgeführt, des-
sen Geschäftsführer Raschau-
er ist. Mittlerweile steht im 
Impressum die Wiener Bera-
tungsfirma «Krenkel & Nutz 
Corporate».  

Über die Person Nicolas 
Raschauer suggerierten die 
Verantwortlichen von «100 
Jahre Verfassung Liechten-
steins» auch, dass es sich um 
ein Forschungsprojekt der Uni-
versität Liechtenstein handle. 
Die Universität stellte hinge-
gen Mitte März klar, dass sie in 

keiner Weise am Projekt zum 
100-jährigen Verfassungsjubi-
läum beteiligt sei.  

Nicht nur dieser Vorfall 
liess das Forschungsprojekt in 
einem dubiosen Licht erschei-
nen. Zu Beginn verwendete 
«100 Jahre Verfassung Liech-
tensteins» in seinem Logo 
auch das grosse Staatswappen 
des Fürstentum Liechtenstein 
– und zwar ohne Genehmi-
gung. Die Verantwortlichen 
mussten daraufhin das grosse 
Staatswappen wieder von ihrer 
Webseite entfernen. 

Krenkel: «Ich muss einmal 
mit Raschauer reden» 
Florian Krenkel, Kommunika-
tionsexperte und Initiant des 
Forschungsprojekts, erklärt, 
dass die Entlassung Raschau-

ers keinen Einfluss auf «100 
Jahre Verfassung Liechten-
steins» habe. Man werde das 
Projekt weiterverfolgen. In 
welcher Form dies geschieht, 
sei derzeit aber noch offen: 
«Aufgrund von Corona 
müssen wir flexibel sein. Es 
werden weitere Inhalte im In-
ternet kommen, wahrschein-
lich erscheinen noch Publika-
tionen und, sobald wieder 
möglich, wird es auch die eine 
oder andere Veranstaltung ge-
ben», so der Kommunikations-
experte. Ob auch Raschauer an 
einer etwaigen Veranstaltung 
mitwirken werde, kann Kren-
kel zum jetzigen Zeitpunkt 
nicht sagen: «Ich muss einmal 
mit ihm reden.» 
 
Elias Quaderer 

Zeiten von Aufbrüchen  
und Bruchlandungen 
Historiker Rupert Quaderer stellte den Kontext vor, in dem die Verfassung 1921 entstand. 

Elias Quaderer 
 
Mit insgesamt drei Veranstal-
tungen will der Historische 
 Verein für das Fürstentum 
Liechtenstein und das Liechten-
stein-Institut das 100-jährige 
Verfassungsjubiläum Liechten-
steins feiern. Den Auftakt mach-
te gestern der Historiker Rupert 
Quaderer im kleinen Schaaner 
Saal. Und vorneweg: Das Thema 
Verfassung klammerte Quade-
rer am Referat bewusst aus: 
«Das ist ein abendfüllendes 
Thema, das im nächsten Vortrag 
behandelt wird», so der Histori-
ker. Im Zentrum der Veranstal-
tung standen stattdessen das 
historische Umfeld, in dem die 
Verfassung 1921 entstand: die 
turbulente Zeit Liechtensteins 
während und nach dem Ersten 
Weltkrieg. «Es gab Zeiten von 
Aufbrüchen, von Umbrüchen 
und manchmal kam es zu 
Bruchlandungen», so Rupert 
Quaderer.  

Obwohl Liechtenstein wäh-
rend des Ersten Weltkriegs neu-
tral blieb, hatte der Krieg dras-
tische Folgen für das Land: Die 
massive Inflation zerstörte das 
Ersparte, Nahrungsmittel-
knappheit herrschte im Land 
und im Herbst 1918 litt die Be-
völkerung unter den Folgen der 
Spanischen Grippe. Besonders 
ein Beispiel verdeutlicht die da-
malige Not : Bäcker durften nur 
Brot verkaufen, das mindestens 
einen Tag alt war, weil frisches 
Brot zu schnell verzehrt werde. 
1917 meinte ein Zeitungseinsen-
der: «So wie jetzt kann die Sache 
nicht mehr lange gehen.» 

Die Briefmarkenaffäre:  
ein Irrweg 
Nach dem Krieg beschritt 
Liechtenstein auf vielen Ebenen 
neue Wege – «auch wenn sich 
einige als Irrwege herausstel-

len», hält Quaderer fest. Das 
hochverschuldete Land war of-
fen für Projekte, die schnell viel 
Geld verhiessen. Als Beispiel 
führte Rupert Quaderer unter 
anderem die Briefmarkenaffäre 
an: 1919 versprach ein liechten-
steinisch-österreichisches Kon-
sortium dem Land hohe Ge-
winne, wenn man ihm den 
 Vertrieb der Briefmarken über -
las se. Allerdings stellte sich  
der erhoffte Gewinn nicht ein. 
Das Konsortium wirtschaftete 
schlecht, im Ausland galt die 
ganze Sache als unsauber. So-
wohl Vertreter der Bürgerpartei 
wie auch der Volkspartei waren 
im Konsortium involviert, die 
Affäre wurde bald auf die politi-
sche Bühne gehoben: Es kam zu 
einer regierungskritischen De-
monstration und einer Gegen-
demonstration von Regierungs-
treuen. Letztlich kündigte die 

Regierung den Vertrag mit dem 
Konsortium. 

«Verkauft ein Bauer seine 
Kuh, muss er sie hergeben» 
Daneben beschritt Liechten-
stein aber auch Wege, «die in 
eine gute Zukunft führten» er-
läuterte Quaderer. So die aus-
senpolitische Umorientierung 
weg vom kriegsversehrten Ös-
terreich und hin zur Schweiz. 
Unter anderem dank den Bemü-
hungen von Liechtensteins Ge-
sandtem in Bern – Emil Beck – 
gelang es 1923, den Zollvertrag 
unter Dach und Fach zu bringen. 
Noch heute bildet der Vertrag 
die Grundlage für das enge Ver-
hältnis zwischen der Schweiz 
und Liechtenstein. Allerdings 
war der Vertragsabschluss im 
Land nicht unumstritten. Aus 
den Reihen der Bürgerpartei 
wurde kritisiert, dass Liechten-

stein zu viel seiner Souveränität 
preisgebe. Darauf habe Emil 
Beck entgegnet: «Wenn ein Bau-
er seine Kuh verkauft, muss er 
sie auch hergeben.» 

Das Personen- und Gesell-
schaftsrecht von 1926 ist ein an-
deres wegweisendes Werk aus 
dieser Zeit. Das liberal ausge-
staltete Gesetz mit seinen viel-
fältigen Gesellschaftsformen 
gilt als zentrales Fundament 
des Finanzplatzes Liechten-
stein. Aber bereits 1926 konnte 
das Land mit dem Gesetz aus-
ländische Investoren anziehen 
und der Staatshaushalt konnte 
von den Gesellschaftssteuern 
profitieren. Sah das Land die 
ersten Lichtblicke, so sollte es 
schon bald mit der nächsten 
Katastrophe konfrontiert wer-
den: dem Rheinbruch 1927. Mit 
diesem Ausblick schloss Rupert 
Quaderer das Referat.

Rupert Quaderer: Das Land beschritt nach 1918 neue Wege – und einige Irrwege. Bild: Daniel Schwendener
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